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Inſerate 


Bei dem nahen Schluß des Quartals erſuchen wir unfere Leſer um möglichſt zeitige 
Erneuerung des Abonnements für daß erſte Vierteljahr des nächſten Jahres. Zugleich bitten wir 
unſere Freunde nach Kräften für die möglichſt weite Verbreitung unferes Blattes zu forgen. 


Worüber die Miniſter allein ein 
Urtheil haben. N 

Bei den Verhandlungen über den Marineetat am 
11. Dezember kam es zu einem Meinungsaustauſch 
zwiſchen einigen Miniſtern und Abgeordneten, bei dem 
es ſich anſcheinend nur um eine Kleinigkeit handelte, 
aber es kam dabei doch eine Sache zur Sprache, die 

uns gar ſchwere Bedenken macht. , 
Die Regierung hatte nämlich im Budget eine 
Gehaltsverbeſſerung für einen Infanteriegeneral beantragt, 
der die Stelle eines Direktors im Marine⸗Miniſterium 
bekleidet. Einige Abgeordnete meinten jedoch, daß ſie 
dieſe Zulage aus mehreren Gründen nicht bewilligen 
könnten, unter Anderen auch darum nicht, weil ſie der 
Anſicht ſeien, daß der Herr Direktor wohl ein tüchtiger 
General ſei, aber doch nicht die nöthigen Kenntniſſe 
und Erfahrungen im Seeweſen beſiße. Hierauf 
erwiederten der Kriegs⸗ und Marine⸗Miniſter und eben⸗ 
o der Finanzminiſter, daß die Regierung allein die 
Tüchtigkeit der Beamten zu beurtheilen habe, nicht aber 
das Haus der Abgeordneten und die einzelnen Abgeord⸗ 

neten ſelbſt. 
Wir bemerken zunächſt, daß unter „Regierung“ hier 
doch wohl nur der Marineminiſter allein zu verſtehen 
iſt denn die Marinebeamten werden doch wohl nur 
auf ſeinen Vorſchlag, nicht aber auf den des Finanz⸗ 
oder des Unterrichts⸗ oder des landwirthſchaftlichen 
Miniſters ernannt. Ferner ſchicken wir vorauf, daß es 
dem Abgeordnetenhauſe ſelbſt gar nicht eingefallen iſt 
einen Beſchluß über die Tüchtigkeit oder Untüchtigkeit 
des betreffenden Beamten zu faſſen, und daß die Abge⸗ 
ordneten, denen die Miniſter antworteten, einen ſolchen 
Beſchluß auch nicht im Entfernteſten beantragen wollten. 
Sie gaben nur ganz einfach die Gründe an, aus denen 
ſie gegen die Zulage zu ſtimmen beabfichtigten. 
ie Hauptſache aber ift, daß die Herm Minifter von 


den Abgeordneten zu verlangen ſcheinen, daß ſie für irgend 
einen beliebigen Beamten zwar Geld aus der Taſche 
des Volkes bewilligen, ſich aber ganz und gar nicht 
darum kümmern 15 ob das Geld auch gut und 
zweckmäßig verwandt wird. Faſt noch wunderbarer iſt, 
daß ſie, wie aus ihren Reden hervorgeht, an ihrem 
unbeſtreitbaren Recht, dem Könige nach ihrem beſten 
Wiſſen und Gewiſſen Vorſchläge zur Beſetzung von 
Beamtenſtellen zu machen, nicht genug haben. Sie 
verlangen außerdem noch, daß jeder andere Menſch im 
preußischen Staate ſie darum, weil ſie Miniſter ſind, 
auch für die einzigen Leute halten fol, die ein richtiges 
Urtheil über die Perſonen und die Gegenſtände ihrer 
Verwaltung beſitzen. Es mag ein ganz gutes Sprüch⸗ 
wort ſein: „wenn Gott ein Amt giebt, giebt er auch 
Verſtand“. Aber erſtens iſt es doch nicht der liebe 
Gott, der den Miniſtern ihr Amt 4 0 hat, und 
zweitens heißt es in dem Sprüchwort doch auch nicht, 
daß Gott den Leuten, denen er kein Amt giebt, darum 
auch keinen Verſtand giebt. 


Und dann weiter. Die Minifter und die auf ihren 
Vorſchlag angeſtellten Beamten ſind doch nicht dazu da, 
um ihre, nden um unſere, um des Volkes 
Angelegenheiten zu beſorgen. Gewiß iſt ihr Beruf 
unendlich wichtiger und fordert ſehr viel mehr Kenntniß, 
Bildung und Charakterſtärke, als jeder andere Beruf in 
der menſchlichen Geſellſchaft. Aber darin, daß ſie für 
Andere arbeiten, und darum auch das Urtheil Anderer 
ſich gefallen und unter Umſtänden als ein maßgebendes 
gelten laſſen müſſen, darin ftehen fie ſogar jedem 
Gewerbetreibenden gleich. Man denke ſich, ein Bauherr 
ſpräche zum Baumeiſter: „Du haſt mir einen untüchtigen 
Werkführer geſchickt, die Mauer die er aufgerichtet hat, 
ſteht nicht lothrecht, und der Mörtel enthält mehr Sand 
als Kalk; ich kann daher ſeine Arbeit nicht gut heißen, 
ihm auch kein Geld dafür bezahlen.“ Würde da wohl 


der Baumeiſter antworten. dürfen: „Du ſprichſt von 
Dingen, die du nicht verſtehſt, ich bin der Baumeiſter 
und habe daher allein ein Urtheil darüber, ob mein 
Werkführer tüchtig iſt oder nicht. Du haſt bei dem 
ganzen Bau weiter nichts zu thun, als ruhig zuzuſehen 
und mir meine Rechnung zu bezahlen.“ 

Wir glauben kaum, daß irgend ein Baumeiſter im 
preußiſchen Staate ſo antworten würde. Er würde 
vielmehr mit dem Bauherrn an Ort und Stelle gehen, 
die Sache unterſuchen und ihm Recht geben, wenn er 
Recht hat; hat er aber Unrecht, ihn durch eine verſtändige 
Auseinanderſetzung davon zu überzeugen ſuchen. 

Wie weit das Gleichniß hierher paßt, überlaſſen wir 
dem Urtheil unſerer Leſer. Wir meinen aber, daß es 
zu einem geſunden Verhältniſſe zwiſchen Regierung und 
Volk und zu einem dauernden heilbringenden Zufammen⸗ 
wirken der Miniſter mit unſern Vertretern erſt dann 
kommen kann, wenn die Miniſter von der Ueberzeugung 
durchdrungen ſind, daß alle Abgeordneten in jedem 
einzelnen Falle nur danach ſtreben, das Beſte des 
Volkes zu erreichen, und daß ſie als denkende Menſchen 
die Erkenntniß deſſen, was das Beſte iſt, nur durch 
die Prüfung der Thatſachen erlangen wollen, und nicht 
auf die klose Verſicherung hin, eine Sache ſei gut oder 
eine Perſon ſei brauchbar, fie auch für gut und brauch⸗ 
bar halten. Die Miniſter müſſen wiſſen, daß man mit 
einem denkenden Menſchen und einem denkenden Volke auf 
die Dauer nicht in Friede und Eintracht leben wird, wenn 
man mit ihrer Beihülfe andere Dinge en will, 
als ſolche, von deren Nützlichkeit und Nothwendigkeit 
und von deren Rechtmäßigkeit man ſie zu überzeugen ver⸗ 
ſteht. Nur wenn man es mit ganz unjelbftftändtgen 
und gedankenloſen Menſchen zu thun hat, mag es aus⸗ 
reichen, wenn man mit aufgehobenem Finger zu ihnen 
ſpricht: Schweigt und thut was Ihr ſollt, denn wir 
allein verſtehen, was zu Eurem Beſten gereicht, nicht 
aber Ihr.“ 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. Das Abgeordnetenhaus hat in dieſer 
Woche die Vorberathung des Staatshaushalts⸗ 
geſetzes für 1867 beendet. 

In der Sitzung am 10. d. Mts. wurde der Militär- 
Etat berathen. Von Seiten der Fortſchrittspartei 
war beantragt worden, die ganze geforderte Summe als 
Pauſchquantum zu bewilligen, welchem Antrage das 
Haus jedoch ſeine Zuſtimmung verſagte, nachdem her Mi⸗ 
niſter ſch gegen denſellen ausgeſprochen hatte, weil, wie er 
ſagt, dies ein extraordinärer Kredit ſei, den man dem Mini⸗ 
ſterium zur Verfügung ſtelle und den al: nicht beanſpruche. 
Allerdings wies der Abg. Gneiſt nach, daß in dem Antrage 
weder den Worten noch der Sache nach eine ſolche extra. 
ordinäre Kreditbewilligung liege, fondern daß es ſich nur um 
eine erweiterte Vollmacht zur Ausgabe vorhandener Gelder 
handle. Es fehle für die Titel- Eintheilung des Budgets 
eine geſetzliche Grundlage, und deshalb könne das Haus auch 
zwei und mehrere Titel zuſammenfaſſen. Die Bewilligung 
des Budgets in einzelnen Titeln ſei die Ertheilung einer 
beſchränkten Vollmacht, und das Haus könne dieſe Vollmacht 
wohl erweitern, der Bevollmächtigte kann fh. dann ſelbſt 


die Grenzen ziehen, aber die erweiterte Vollmacht zurückweiſen 
könne er nicht. 

An Stelle des Antrages der Fortſchrittspartei wurde fol. 
gender vom Abg. Reichenheim geftellte Antraß, zu welchem 
der Krie⸗ miner ſeine Zuſtimmung gegeben hatte, angenom⸗ 
men: „Das Haus wolle beſchließen, den Etat der Militär- 
Verwaltung zu bewilligen wie Pu IX. Kriegeminifterium 
Kap. 54. für Zwecke der Militär erwaltung für 1867 fort» 
dauernde Ausgaben 41,574,348, darunter künftig wegfallend 
118,201 Thlr.“ 

Die Grundſätze, nach welchen das Abgeordnetenhaus die 

eſetzliche Regelung der Militärfrage wünſcht, hat daſſelbe in 

4 715 von den Abgg. Waldeck, v. Carlowitz und 
Reich enſperger beantragten und vom Haufe angenom- 
menen Reſolution ausgeſprochen: „Bevor das Haus der Ab- 
geordneten in die Berathung des Militäretats pro 1867 ein⸗ 
tritt, erklärt daſſelbe: 

1) Daß dieſer Etat einen weſentlich proviſoriſchen 
Charakter an ſich trägt, indem er die dem preußiſchen Staate 
neu einverleibten Landesgebiete und die Staaten des nord⸗ 
deutſchen Bundes nicht mit umfaßt, deren Hinzutreten aber 
nothwendig einen maßgebenden Einfluß auf die künftige Feſt⸗ 
ſtellung des Milttär- Cats ausüben muß; 

2) daß die Bewilligung der in dieſem Etat geforderten 
Summen eine Genehmigung aller demſelben zu Grunde 
liegenden thatſächlichen Einrichtungen nicht in ſich ſchließt, 
vielmebr daran feſtgehalten werden muß, daß in Gemäßheit 
des Art. 34 und 35 der Verfaſſungs⸗Urkunde das Geſetz vom 
3. September 1814 bis zum verfaſſungsmäßigen Zuſtande⸗ 
kommen eines neuen Organiſationsgeſetzes die geſetzliche Norm 
für die Dauer der Dienſtzeit im N Heere und für 
das Verhältniß der Landwehr zu demſelben bildet; 

3) daß die nach dem § 3 des Geſetzes vom 3. September 
1814 nach dem jedesmaligen Staatsverhältniß zu beſtimmende 
Stärke des laude Heeres nur unter Zuſtimmung der 
Landesvertretung feſtgeſtellt werden kann.“ 

Ebenſo wurden die außerordentlichen Ausgaben in einem 
Poſten bewilligt, und zum Schluß der Debatte über den 
Militär- Stat ein Antrag auf Verbeſſerung der Beſoldung 
und der Stellung der Militärärzte angenommen. 

Am Dienstag fand die Berathung des Marine⸗Etats 
ſtatt. Bei derſelben wurde die Gehalts Erhöhung von 
1900 Thalern für den Direktor am Marineminiſterium 
geſtrichen. Ein Antrag des Abg. Harkort, die Schiffsan⸗ 
käufe im Auslande einzustellen und die inländiſche Industrie 
zu unterſtützen, wurde abgelehnt. Der Regierungs⸗Kommiſſar 
äußerte ſich in Bezug 5 dieſen Antrag, daß eine Unter⸗ 
ſtützung der inländiſchen Induftrie nur möglich ſei, wenn 
dieſe das leiſtet, was die Marine Verwaltung fordern muß. 
Was die Anlage einer eigenen Schiffsbauanſtalt anbetrifft, ſo 
treten einem ſolchen Plane große Schwierigkeiten entgegen, 
darunter beſonders die Verzögerung der Anlage. Betreffs des 
Baues in anderen Fabriken iſt noch kein Anerbieten von 
inländiſchen Fabriken Aan be worden; kämen ſolche Anträge, 
fo ſei die Regierung ſehr bereit, fie zu berückſichtigen. Die 
Regierung si aber beſonders dem Antrage e 
weil dadurch bedenkliche Verzögerungen in der en 
der Marine eintreten würden. — Ein Antrag von Schmid 
(Randow) und Genoſſen, wegen Anlage des Hafens in der 
Kieler Bucht neue ſorgfältige Ermittelungen in Bezug auf 
den paſſendſten Platz. anzustellen, wird, nachdem die 
Regierung ihre Zuſtimmung erklärt, angenommen. 

Bei der Debatte, deren Reſultat die oben mitgetheilte 
Abſetzung der 1900 15 war, ſprach ſich der Miniſter v. d. 
Heydt dahin aus, daß die Regierung dem entſchieden 


widerſprechen müſſe, wenn das Haus für ſich das Recht zur 
Fan 10 Qualifikation der Beamten in Anſpruch 
nehme. Die Staatsregierung erachtet dieſes Recht für ein 
Recht der Exekutive und wird dem Hauſe das Recht nicht 
einräumen zur Beurtheilung der Qualifikation der Beamten. 
Dafür ift die Regierung reſponſabel und fie wird die Ver⸗ 
antwortung tragen. = SIERT 

In der Abendſitzung deſſelben Tages wurde der Etat 

der Poe berathen. Das Haus ſprach dabei 
den Wunſch aus nach Ermäßigung des Landbriefbe- 
ſtellgeldes. 
An Mitiwoch erledigte das Haus zuerſt den Etat der 
Telegraphen verwaltung. — Bei der Berathung über 
den Etat der Porzellan⸗Manufaktur wurden die 100,000 
Thlr. zur Verlegung derſelben nicht genehmigt. Bekanntlich 
ſoll an der Stelle, wo dieſelbe ſich jetzt befindet, ein neues 
Abgeordnetenhaus gebaut werden, da das e wie all- 
feitig anerkannt ift, den Bedürfniſſen in keiner Weiſe entspricht. 
Es war zum Zweck der Prüfung dieſer Angelegenheit eine 
Kommiſſion ernannt, welche ſich darüber geeinigt hatte, dem 
Haufe folgende Anträge zur Aunahme zu empfehlen: 

„Das Haus der Abgeordneten beſchließt: a) unter Ab; 
lehnung des Projektes, an der Stelle der Porzellan ⸗Manu ; 
faktur ein Abgeordnetenhaus zu bauen, die Regierung aufzu⸗ 
fordern, den Bau eines monumentalen Parlaments- 
gebäudes vorzunehmen; b) die Regierung aufzufordern, 
unter Zunahme des ſogenannten Kabinetshauſes ſchleunigſt 
einen neuen Sitzungsſcal für das Haus zu bauen. 

Nach eingehender Diskuſſlon, in welcher die ſchon fo oft 
gerügten Mängel des jetzigen e eingehend er⸗ 
örtert wurden, und in welcher die ſtothwendigkeit für die 
Preußiſche Volksvertretung, ein würdiges Gebäude zu er⸗ 
richten, betont wurde, nahm das Haus mit großer Mehrheit 
den Antrag an. Es fg i 
der Berg-, Hütten⸗ und Salinen⸗Verwaltung, ſo wie über 
die Eiſenbahnen. Aus letzterer Berathung, bei welcher 
wiederum die Vorlage des Vertrages mit der Köln⸗Mindener 
Bahn gefordert wurde, heben wir beſonders eine Ausführung 
des Abg. Michaelis über die Grundſätze der Buchführung 
bei dieſer Verwaltung hervor, indem er nachwies, daß, wenn 
man die Rechnung nach einem andern, von ihm für richtig 

ehaltenen Prinzip anſtellt, nicht ein Ueberſchuß von 1,300,000 
lr., fondern ein Defizit von 2190 Thlr. ſich ergiebt. 

Am Donnerſtag wurde die Berathung über den Etat der 
Eiſenbahnverwaltung beendigt. Darauf brachte der Finanz⸗ 
Miniſter 3 Geſetz⸗Entwürfe ein. Der erfte betrifft die Auf⸗ 
hebung des Salzmonopols und Einführung einer 
Steuer von 2 Thlr. pro Centner Speiſeſalz und von . 
pro Centner denaturaliſirtes Salz; der zweite betrifft die 
Stempelfreiheit für die gemeinnützigen Bauge⸗ 
fellſchaften und der dritte die Einführung einer Steuer 
auf alle im Beſitz ausländiſcher Geſellſchaften befindlichen 
Eiſenbahnen im preußiſchen Staate. 

„Darauf wurde der Etat der Forſtverw altung erledigt. 
Bei dem Etat der indirecten Steuern gab beſonders 
der Zeitungsſtempel zu einer lebhaften Debatte Veran⸗ 
laſſung. Das Haus ſprach ſich für die Kufkebung dieſer 
Steuer aus. In der Abendſitzung wurde dieſer Etat erledigt. 
Am Freitag wurden der Etat der directen Steuern und 
der Etat der Hohenzollernſchen Lande erledigt, und fo 
die Vorberathung des Budgets geſchloſſen; am Dienſtag be⸗ 
ginnt die Schlußberathung. , : 

Das Herrenhaus hat keine Sitzung gehalten. 

Der Miniſterpräfident Gr. Bismarck muß ſich noch 


e, die. Berning über den Stat 


immer ſehr ſchonen, den Sitzungen des Abgeordnetenhauſes 
hat er noch nicht beigewohnt; auch die Geſundheit des Kriegs: 
miniſters v. Roon ſoll noch nicht zufriedenſtellend fein. 

Der Abg. Waldeck iſt an einem Augenübel bedenklich 
erkrankt. 

Der König und der Kronprinz von Sachſen ſind 
hier eingetroffen. 

Am Sonnabend ſind die Vertreter der Regierungen des 
norddeutſchen Bundes zur Berathung über die dem 
Parlament zu machende Vorlage der Bundesverfaſſung zu⸗ 
ſammen getreten. 

Die Verhandlungen mit Oeſterreich über die Erneuerung 
des Zoll- und Handelsvertrages ſollen in dieſen Tagen er⸗ 
offnet werden. 

Offizizs wird mitgetheilt, daß alle in den Zeitungen ent⸗ 
haltenen Nachrichten über den Verfaſſungs⸗Entwurf für 
15 1 Bundesſtaat auf bloßen Vermuthungen 

eruhen. 

Die Vorbereitungen für die Wahlen zum norddeutſchen 


Parlament werden ſehr eifrig betrieben. Da das Parlament 


Anfang Februar zuſammentreten ſoll, ſo ſcheint es Zeit zu 
ſein, daß man ſich in den einzelnen Wahlkreiſen über die 
Kandidaten einigt. 

Möge die liberale Partei nichts verſäumen, um fi den 
Sieg bei dieſen ſo wichtigen Wahlen zu ſichern. 

Krantei, Endlich ift die neue Militair Organisation 
veröffentlicht worden. Dieſelbe iſt dem preußiſchen Syſtem 
ſehr ähnlich, doch hat man dort das duni ſelbſt vollftändig 
verkannt, indem man die Stellvertretung beibehält. 

Italien. Rom iſt jetzt von den franzöſiſchen Truppen 
geräumt; der Papft wird nun wahrſcheinlich nicht mehr lange 
das weltliche Regiment behalten. 


Neueſte Nachrichten. 

Nord⸗Amerika. Wenn man den Finanz⸗Zuſtand als 
Maßſtab für die Entwicklung eines Landes anlegen darf, fo 
erholt ſich Nord⸗ Amerika ſehr ſchnell von den Wunden des 
vierjährigen Bürgerkrieges. — Durch die ſehr ſchnelle Zurück 
führung der Armee und der Flotte auf den Friedensfuß hat 
man es möglich gemacht, ſchon jetzt die Staatsſchuld um 
mehr als dreihundert Millionen Thaler zu verringern. 

Mexiko. Kaiſer Maximilian will das Land verlaſſen, 
ohne jedoch dem Thron zu entſagen, und die Franzoſen 
wollen ihn nicht abreiſen laſſen, bevor er allen ſeinen An⸗ 
5 dere und die Krone feierlich niedergelegt hat. 

zo befindet der Kaiſer fi) jetzt gleichſam als Gefangener 
feiner Bundedgenoſſen in Orizaba. Im Grunde genommen 
ſcheint uns die Sache ſehr gleichgültig; ob Kaiſer Marimt- 
lian abdankt oder nicht, wenn er einmal Mexiko verlaſſen, 
kehrt er niemals dahin zurück. 


Die Beendigung der Budgetberathung. 


Nachdem jetzt die Vorberathung des Staatshaushalts⸗ 
fals im nf das Renu beendigt iſt, wollen wir einen 
rzen Blick auf das Reſultat dieſer Verhandlungen werfen, 
welche das Budget in Einnahme und Ausgabe auf 
168,929,873 Thlr. feſtgeſetzt haben. 

Man wird vielleicht dieſen Berathungen nicht mit Unrecht 
den Vorwurf machen, daß ſie theilweiſe den Stempel großer 
Eile tragen, aber wenn man ſich auch im Ganzen beeilt hat, 
um endlich einmal ein Staatshaushaltsgeſetz vor Beginn 
des Jahres zu Stande zu bringen, ſo ſind doch alle 
Hauptfragen des Budgets (mit Ausnahme der Militair⸗ 


frage) mit großer Gründlichkeit im Haufe beſprochen 
worden, wovon die mitgetheilten Verhandlungen dem Volke 
Zeugniß mister haben. Es find bei den Etats der ein- 
zelnen Miniſterien von dem Abgeordnetenhauſe alle die Be⸗ 
denken zur Sprache gebracht worden, welche ſie gegen die 
betreffenden Verwaltungen geltend machen zu müſſen glaub⸗ 
ten, und wenn auch von Seiten einiger Blätter, die am 
liebſten von der Kammer nichts weiter hören möchten als 
das Wort: „Ja“, dieſes Ausſprechen der Bedenken einen leb⸗ 
haften Tadel erfahren hat, ſo wiſſen wir doch, daß das Volk 
in ſeiner Mehrzahl dieſen Ausführungen mit großem Inter⸗ 
eſſe gefolgt iſt, und daraus den Ernſt erkannt hat, mit wel⸗ 
chem ſeine Vertreter ihre Aufgabe, das Recht des Volkes 
nach allen Richtungen 155 wahrzunehmen, zu er⸗ 
füllen ſtreben. 5 

Solche gründlichen Beſprechungen haben beſonders ftatt- 
gefunden bei den Etats der Miniſterien der Juſtiz, des 
Kultus und des Innern, und wenn bei dem Militairetat 
auf eine folche ausführliche Erörterung nicht eingegangen iſt, 
ſo hat, wie wir ſchon früher entwickelt haben, dies ſeinen 
Grund darin, daß man die Zeit für zu kurz hielt, um vor 
der 1 des m eine geſetzliche Regelung der 
Militairfrage eintreten zu laſſen, und es deshalb vorzog, den 
Etat dieſes Minifteriums im Ganzen, ohne Erörterung 
der einzelnen Titel, zu bewilligen. 

Außerdem fand auch noch bei dem Kapital, welches die 
Einnahmen des Staates aus den indirecten Steuern 
feſtſtellt, eine lebhafte Erörterung über die Einnahme aus 
der Zeitungsſteuer ſtatt, deren e von der Mehrheit 
des Hauſes dringend empfohlen wurde; bei den directen 
Steuern wurde die Nothwendigkeit der Kontingen- 
tirung der Steuern hervorgehoben. 5 

Im Großen und Ganzen find alle Forderungen der Re⸗ 

terung bewilligt worden; abgeſetzt vom Etat wurden nur 
im Ganzen 136,900 Thlr., namlich 100,000 Thlr., welche 
als erſte Rate für die Verlegung der Porzellan⸗Ma⸗ 
nufaktur gefordert wurden, 35,000 Thlr., welche auf dem 
Etat des Miniſteriums des Innern für geheime polizei ⸗ 
ne Zwecke gefordert wurden, und 1900 Thlr. Gehalts⸗ 
zulage für den Direktor im Marine⸗Miniſterium. 

Außerdem wurden noch in zwei Fragen Beſtimmungen 
getroffen, welche nicht den Anſichten der Regierung entſpra⸗ 
chen. Unter den Summen für Gehaltsverbeſſerungen waren 
50,000 Thlr. angeſetzt für die Verbeſſerung der Beſol⸗ 
dungen der Miniſter und anderer höherer Beamte; das 
Haus entſchied ſich dafür, dieſe Summe auch für die Auf⸗ 
beſſerungen der Beſoldungen der unteren Beamten zu ver- 
wenden. Zweitens wurde in Dean auf den Dispofttiond- 
fond von 300,000 Thlr. die Beſtimmung getroffen, daß 
für die aus demſelben beſtrittenen Ausgaben nachträglich die 
Genehmigung der Kammer eingeholt werden ſolle. 

Noch eine ſcheinbare Abſetzung, welche die Kammer 
beſchloſſen, muß erwähnt werden, da zu fürchten ſteht, daß 
ſie zu Mißdeutungen Veranlaſſung geben könne. Die 
Regierung hat aus den eingehenden Kriegskoſten⸗ Entſchädi⸗ 

ungen im Etat einen Zuſchuß von 4,620,000 Thlr. zu 
Marine ecken babe Es iſt dies die Summe, deren 
Zuſchuß zu den etatsmäßigen Einnahmen nothwendig war, 
damit der Etat in Einnahme und Ausgabe balancire, und 
man kann es eigentlich als rein zufällig annehmen, daß 
dieſer Zuſchuß gerade als „zu Marinezwecken“ bezeichnet iſt; 
es iſt dies wahrſcheinlich deshalb geſchehen, weil im Marine⸗ 
Etat ein entſprechend großes Extra⸗Ordinarium angeſetzt iſt. 


Da nun, wie angeführt, 136,900 Thlr. von den Ausgaben 
geſtrichen worden ſind, ſo iſt ein um ſo viel geringerer 
Zuſchuß nothwendig geworden, und das Haus hat dem⸗ 
nach auch nur 4,483,100 Thlr. bewilligt. Es ift dies eine 
Verminderung der Summe, welche ſich ganz einfach aus der 
Rechnung ergiebt, und in welcher keineswegs eine Ver⸗ 
ringerung der für die Marine geforderten Mittel 
enthalten iſt. 

Wenn nun aber das Haus auch diesmal mit einer nicht 
genug anzuerkennenden Ausdauer das Staatshaushaltsgeſetz 
in einer kurzen Friſt durchberathen hat, um es vor dem 
Schluß des Jahres zu beendigen, ſo wird dies doch nicht 
immer in Zukunft in ſo kurzer Zeit möglich ſein. Man wird 
deshalb in die Lage kommen, entweder das Staatshaushalts⸗ 
75 nicht vor dem Anfang des Jahres zu beendigen, wo⸗ 
durch wieder im Anfang des 9 7 1 5 die Ausgaben ohne 
geſetzliche Grundlage geführt werden müſſen, ein Zuſtand, 
den man wohl allgemein zu vermeiden wünſcht, oder man 
wird die Kammern ſtatt Mitte November ſchon Anfang 
October zuſammenrufen müſſen, um ihnen das Budget vor⸗ 
zulegen. Letzteres hat ſeine großen Schwierigkeiten, indem eine 
2 e Anzahl von Perſonen, welche ſich in der Kammer be⸗ 

nden, nämlich alle Gutsbeſitzer, vor Ende November nicht 
gut ihre Wirthſchaft verlaſſen können. 

Um nun dieſe ſich darbietenden Schwierigkeiten zu befeiti- 
gen, iſt der Antrag geſtellt worden, das Ctatſahr künftig 
nicht vom 1. Januar bis zum 31. Dezember gehen zu 
laſſen, ſondern vom 1. Juli bis zum 30. Juni. Dann 
können die Kammern im Januar einberufen werden und in 
Ruhe und mit Gründlichkeit das Budget berathen. Der An⸗ 
trag iſt im Hauſe beſprochen worden, und die Regierung hat 
ſich ihm nicht abgeneigt gezeigt; ſie will jedoch a die Pro⸗ 
binzial»Behörben wegen der praktiſchen Ausführbarkeit fra- 
gm Hoffen wir, daß. d ort fo ausfällt, daß dieſe 

enderung recht bald vor dich gehen kann. 

So wird nun vorausſichtlich das Budgetgeſetz für 1867 
noch vor dem Schluß dieſes Jahres publizirt werden, und 
auf dieſe Weiſe eine der weſentlichſten Bedingungen des 
verfaſſungsmäßigen Lebens bei uns in Preußen zur Ausfüh⸗ 
kung kommen. Möge ſich an dieſe Erfüllung eines 
konſtitutionellen Wunſches noch recht bald die Er- 
füllung ſo manches anderen anſchließen. 


Anzeige. 


Wer einer praktiſchen Nähmafchine für Hausgebrauch oder 
Erwerb unter Garantie bedarf, und nicht glaubt: die am van 
lendſten angekündigte müſſe auch die befte fein, beſichtige und prüfe 
gefälligft auch die 


F. Schmidt ſchen Nähmaſchinen, 


Fabrik und Lager: Taubenſtraße 6. 


Der Fabrikant bietet große Auswahl, e Arbeit bei 
feſten, billigen Fabrikpreiſen, den gründlichſten Unterricht, und 
nimmt auch Theilzahlungen an. Ueber Vorzüglichkeit und Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit der 


F. Schmidt'ſchen Nähmaſchinen 


etwas zu ſagen, ift wohl unnöthig, da dieſelben ſich des beften 
Rufes erfreuen, der durch lan jährigen Fleiß — verwendet auf 
Herſtellung gediegener Nähmaſchinen — nicht aber durch die mög⸗ 
lichſt großen Annoncen erworben wurde. 
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